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pies macht freilich deutlich, dass mit vergleichsweise geringen

Setzungen ein menschenrechts- respektive abwä-

I(limaverteilungsregime dann doch ermittelt

könnte.76 Die laut IPCC nötigen Treibhausgasreduktio-

¡en ergeben dabei zunächst ein Budget, ausgehend von einem

ahr 1980 oder 1,990. Die zur Erreichung der von dort aus

I(limazielc bis 2030 odcr auch 2050 kann man

so vornehmen, dass man die ermittelte bisherige Emissi-

amtmenge und die Leistungsfähigkeit der ieweiligen Staa-

jeweils gleich gewichtet, die Klimaschutz-, Adaptations- und

(limawandelfolgeschäden-I(osten in etwa ermittelt, dabei auch

fl/achstums- uncl Bevölkerungseffekte ermittelt und so zu einer

ungefähren Richtgröße kommt.

Von alledem zu trennen, aber ebenfalls als Ausfluss von Verur-

sachungs- und Leistungsfähigkeitsprinzip deutbar ist die Frage,

ob Individuen oder Staaten auch clirekte Schadensersatzansprü-

che etwa an Industriestaaten z.B. wegen mögiicher l(limawan-

delfolgeschäden richten können.77 Man kann dies entweder als

deliktsrechtiichen Anspruch auf der Basis des völkerrechtlichen

Schädigungsverbots ocler direkt als Ausfluss der umweltbezoge-

nen Menschenrechte cleuten. Selbst wenn man clen ersteren \íeg

wählt, bedürfte es dazu nicht des inhaltlich vagen Due-Diii-

gence-Ansatzes aus dem Völkerrecht, weil die gebotene Sorgfalt

beim I(limaproblem, wie die vorliegende Studie zeigt, bereits

durch die Menschenrechte umschrieben ist. Einzelne Schadens-

ereignisse (die stets Summationsschäden sein werden) konkret

den Emissionen eines anderen Staates zuzuordnen, bereitet al-

lcrclings deutlich größere Probleme als die im vorliegenden Ab-

schnitt angestellte Gesamtbetrachtung. Zudem wird für Scha-

l(öck, Zur Abgrenzung dei'Cesetzgebungskonrpeterrzen I .4U FSATZ È

clensersatzansprüche kontrovers beurteilt, ob auch hier gemäß

dem Vorsorgeprinzip die I(ausalitätsanforderungen abgesenkt

werden dürfen. I7enn, dann kann im Ergebnis jedenfalls nur der

(konstruierte) prozentuale Anteil an clem Schadensereignis er-

stattungsfähig sein, der dem prozentualen Anteii des Staates an

den globalen Emissionen seit 1980 oder 1.990 entspricht. Solche

Unwägbarkeiten machen freilich deutlich, dass Schadensersatz-

ansprüche insgesamt eher als Druckmittel und weniger als

Hauptinstrument einer wirksamen l(limapolitik einschließlich

ihrer menschenrechtlichen Basierung taugen.

Prof. Dn Felix Ekørdt, LL.M., M.A.
Forschungsstelle Nøchh altigkeit und Klimøp olitik, Leipzig/

Berlin
E - Mail : n'rail@ sustainab ility - I usti ce- climate. eu

Tätigkeitss chwerpunþte : Re cb ts-, G ou ernance-, Transfor'

*tøtions- und Gerecbtigkeitsfragen uon Nøch hahigÞeit

Aþtuelle Veröffentlichungen: Theorie der Nachhabiglzeit,

3. Aufl. 2015 (i.8.); Jahrhundertaufgabe Energiewende. Ein

Handbuch, 2014; Okonomiscbe Instrumente und Bewer-

tLtngen der Biodiuersitöt,201.5 (mit Bettina Hennig); Kon-

zeþt zur F ort entw i c klttn g d e s d et'tt s c h en Klim a s ch u tzr e ch ts,

2015 (mit Stefan Klinski und Thomas Schomerus); EEG-

Kommentar,4. Awfl. 2015 (HS. mit \X/aber Frenz, Hans-Jùr-

gen Müggenborg, Tilmøn Cosack)

76 Dies wird vorgerechnef bei Ekardt/Wieding/Henkel, Klimagerechtig-
keit (Fn.73), passim.

77 Hiezu und zum Folgenden Verheyen, Climate Change Damage (Fn.11),

passimi tLA (tn.52), 2014; Frank/Schwarte, ZUR 2014, 643ff,; Frank,
NVwZ - exlra 2014, 1 ff .; Ve rheye n, I nternational Journal of Cloba I Wa r-
ming 2015, i.E.

p ekt eines umfangreich en F orsch ungsauftrøges des Bundesam-

tes fäl Naturscbutz betrifft,l kommt zu dem Ergebnis, dass die

sächsische Regelwng wnzulässig ist, weil es sich dabei ihrem

Zwecþ gemä$ um eine artenschutzrechtliche Regelung handelt,

die zur Kernhornpetenz des Bundes gehört und uon't Bund be-

reits ausgeschöpft worden ist.

A. Einführung und Problemstellung

Das Grundgesetz verteilt die Gesetzgebungskompetenzen zwi-

schen dem Bund und den Ländern (Art.70 ff. GG). Durch die

Grundgesetzänderung infolge der sog. Föderalismusreform

1 Siehe Möckel/Köck, Naturschutz- und Jagdrecht nach der Föderalismus-
reform, 2015, erscheint in der NaBiB-Schriftenreihe des BfN.

Wolfgang Köck

Der Wolf als jagdbare Art? Zur Abgrenzung der
Gesetzgebungskompetenzen für die Sachmaterien
Natu rsch utzlLandschaftspflege und Jagdwesen

Der \xlolf gehört in Deutschland gemö$ euroþalechtlicher Vor-

gaben zu den streng geschützten Arten; eine Beiagung ist wegen

de s ins g e s ømt no cb s ch I e cb t en Er h abun gs zustande s h i er zulande

nicht gestattet. Nur in Ausnabmefällen erscheinen Eingriffe in

den Bestønd möglich (Stichuort:,,Problemuolf"). Gleichuohl
bat der Freistaat Søchsen als bisher einziges Bundesland den

Wolf auf die Liste der lagdbaren Arten gesetzt, zugleich aber

eine ganziährige Schonzeit uerordnet. Begründet worden ist dies

damit, dass auf diese Weise die Jägerschaft in den Artenschutz

eingebunden werde. Die Sächsische Regelung wirft die kompe-

tenzrechtliche Frage auf, ob der Landesgesetzgeber befugt ist,

solche Regelungen zu treffen. Dabei gebt es nicbt zuletzt um die

,- Abgrenzung uon naturschutzrechtlichem und iagdrechtlichem

' Artenschutz. Die nachstehende Untersuchung, die einen Teilas-

?l
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2006 ist die Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes, in

die sowohl die Kompetenztitel des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege als auch das Jagdwesen fie1en,2 abgeschafft wor-

den.3 Für beide genannten Sachmaterien steht seit dem 1,.9.2006

dem Bund die konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis zt)

(A.rt.74 Abs. 1 Nrn. 28 und 29 GG).I(onsequenz der konkur-

rierenden Gesetzgebung ist' dass die Länder für diese Sachmate-

rien die Befugnis zur Gesetzgebung nur haben, ,,solange und so-

weit der Bund von seiner Gesetzgebungsbefugnis nicht durch

Gesetz Gebrauch gemacht hat" (Art' 72 Ãbs.1 GG). Soweit

durch Bundesgesetzgebung für die Gesamtmaterie oder für Teil-

materien abschließende (erschöpfende) Regelungen geschaffen

worden sind, sind die Länder insoweit in der Gesetzgebung ge-

sperrt.4

Als Ausgleich für die neu etablierten konkurrierenden Gesetz-

gebungsbefugnisse des Bundes sind den Ländern sowohl im Be-

reich der Materie des Naturschutzes und der Landschaftspflege

als auch im Bereich dcs Jagdwcsens sog. Abweichungsrechte ein-

geräumt worden, die den Landesgesetzgeber dazu berechtigen,

trotz erschöpfender Bundesregelungen abweichende eigene Re-

gelungen nr trefÍeî, die den Bundesregelungen in der Anwen-

clnng vorgehen (Art. 72 Abs.3 Nrn. 1 und 2 GG). Der Verfas-

sungsgesetzgeber hat die Abweichungsbefugnisse für clie ge-

nannten Sachmaterien differenziert ausgestaltet. Im Bereich cles

Naturschutzes und der Landschaftspflege gibt es bedeutsame

sog.,,abweichungsfeste I(erne";5 das Abweichungsrecht er-

streckt sich nicht auf die ,,allgemeinen Grundsätze cles Natur-

schutzes, das Recht des Artenschutzes oder des Meeresnatur-

schutzes" (A.rr.,72 Abs. 3 Nr' 2 GG), die insoweit in clcr ,,I(crn-

kompetenz" des Buncles verbleiben' Filr die Sachmaterie des

Jagdwesens werden demgegenüber nahezu umfassende Abwei-

chungsrechte gewährt. Lediglich das ,,Recht der Jagdscheine"

bildet einen abweichungsfesten I(e¡n (Att.72 Abs.3 Nr' 1 GG)'

Das BNatSchG ist seit cler Fudcralistrtusrefolm bcrcits zwci-

mal durch den Bundesgesetzgeber novelliert und auf die Erfor-

dernisse von Vollregelungen eingestellt worden.6 Insbesonclere

das Recht des Artenschutzes hat eine erschöpfende Regelung ge-

funden,T die zudem in hohem lvlaße durch interltaLiortalrechtli-

che und europarechtliche Vorgaben geprägt ist.8 Eine vergleich-

bare Novellierung des BJagdG ist nicht erfolgt,e auch deshalb'

weil das BJagdG von Anfang an umfangreiche vollregelnde Pas-

sagen enthielt.lo Das BJagdG gilt mit Ausnahme der in Aus-

übung der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz neu gere-

gelten Teilbereiche gem. Art. 125b Abs. 1 GG zwar auch nach

der Föderalismusreform fort, hindert die Länder aber nicht da-

ran, abweichende Regelungen auch jenseits dieses Rahmens zu

treffen (Art. 125b Abs. 1 Satz 3 GG).

Das Verhältnis von Bundesnaturschutzrecht und Landesjagd-

recht beschäftigt die Rechtspraxis und die Rechtswissenschaft

schon eine geraume Zeit.11 Insbesondere durch die Europäisie-

rung des Artenschutzrechts sind l(onflikte mit dem Jagdrecht

verschiedener Bundesländer aufgetreten'

a So sind etwa Aaskrähen und deren Unterarten auf jagdrecht-

licher Grundlage in einer Reihe von Bundesländern auf die

Liste der jagdbaren Arten gesetzt und teilweise ganziährigzut

Bejagung freigegeben worden,12 obwohl es sich bei diesen Vo-

gelarten um besonders geschützte Arten handelt, deren vs-

raussetzungslose Bejagung auch nach der Anderungsrichtlinie

94t24tEG zúr Vogelschutzlichtlinie (VSRL)13 unzulässig

war.14

': Der Freistaat Sachsen hat durch Rechtsverordnung im Au-

¡:ßt 201,2 den in Deutschland streng geschützten rWolfl5 auf '

die Liste der jagdbaren Arten gesetzt, zugieich aber eine ganz-

jähLige Schonzeit verfügt, so dass eine Bejagung zum gegen- '

wärtigen Zeitpunkt rechtlich unzulässig ist.16

Da die FFH-RL ausweislich ihres Anhangs V für den \íolf in

Deutschland keine grundsätziiche Beiagungsmöglichkeit eröff-

net, weist die Aufnahme des \íolfes in die Liste jagdbarer Arten

eine andere Qualität auf als die Aufnahme der erwähnten Vogel-

arten, cleren Bejagung durch die Anderungsrichtlinie zur VSRL

aus dem Jahr e 1,994 in das Ermessen der Mitgliedstaaten gestellr

worden ist. Mit Blick auf die Aufnahme des \Øolfes in die Liste

der jagdbaren Arten wird vom Freistaat Sachsen ei:läuternd da-

rauf hingewiesen, dass nunmehr clem Jagdausiibungsherechti- '

gen eine besondere Verantwortung zum Schutz des \lolfes zu-

kommt.17 Damit korrespondieren jtingste Rechtsentwicklungen,

2 Art.75 Abs. 1 Nr.3 CC in der bis zum 30'8.2006 geltenden Fassung.

3 Siehe das Gesetz zur Änderung des Crundgesetzes v. 28.8.2006,

BCBI. l, 5. 2034. j

4 Siehe statt vieler: Degenhart, in: Sachs, CC, 7.Aufl' 2014, zu Art.74 ..

Rn. 24ff. mit umfangrãichen Nachweisen auf die einschlägige Recht-'

sprechung des BVerÍG; Pieroth, in: JarasslPieroth, CC, 13.Aufl. 2014,

zt Art.72 Rn.11 ff.
5 So die Formulierung der Bundesregierung; vgl' BT-Drs. 16/813' S.11.

6 Das BNatSchC ist am 29.7.2OOg neu bekañnt gemacht worden (BCBI. l; l

5.2547). Zuvor sind mit der sog. ,,Kleinen Àrtenschutznovelle" vom.'

12.12.2007 und der sog. ,,Croßeñ BNatSchC-Novelle" v. 29.7.2009 die ,

nötigen Umstellungeñ auf Vollregelungen erfolgt, u.a. auch, um den '

Koniequenzen der ijbergangsregèlung des Art. 125b cc (Fortgeltung :

von Bundesrecht im Bereicl'i dei Abweichungskompetenz) zu entge'
' hen. Weitere kleinere Änderungen erfolgten durch Art.2 des Cesetzes

zur Umsetzung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie v' 6'10'2011

(BCBl. l, S.1986i und durch Art.2 des 45. Strafrechtsänderungsgesetz

iur Umsetzung der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des

Rates tlber dËrr sl-r¿[reclrLliulrerl 5chutz der Umwclt v' 13 12'2011''

(BcBl. r, s. 2ss7).
7 Dazu näher unten C.

8 Dazu nàher Möckel/Köck (Fn.1).

õ Løilri.r' ti.lnãi" ÀnJutuigen erfolgten durch das bereits erwähnte'

45. S"traireclrlsintJerungsgeietz zur Úmsetzung dcr Richtlinie des Eu-

ropäischen Parlamentí ind des Rates ubef den strafreclrtlichcn

Schutz der Umwelt 2011. Mit der Anderung wurde der strafrechtlicne

ichutz europarechtlich geschützter Arten von Wild im BJagdC umge'

setzt.
10 Siehe dazu auch Degenhart, in: Sachs (Fn. 4), zu Art' 74, Rn''121'- 

- .

li s¡etre gru n d legend "o 
¡tr ri 

" 
rl t r¡ n, ¡tatu rìch utz- und ) agd-recht'.2004'

12 Siehe ïviac*etl"xoct< (Fn.1). Siehe auch Ditscherlelra (Fn.11), 5' 81 r1'

ì; ó;;.; ;i. Ä;derungsrichtlinie ist der Anhang ll erweitãrt und damit

die Bejagung weiterer bestimmter Vogelarten in das Ermessen der'

Mitgliedstaaten gestellt worden.
14 Siehe die Aufarbeitung iåt RË.hl+ttg en bei Ditscherlein (Fn'11)'5'83'

89.
i5 Vgl. Art. l2 iV.m. Anhang IV Buchst. a) der FFH-RL (canis luous); um8e''

setzt durch 55 ++ ¡v.m.Þ! i liÑ;;.'ì3b ,n¿ i¿ eÑutsthc' Ñicht streng

gesch ützt s i nd led i gl ich s pczifische Wo lfs popu latioltn'^''' 
:, ^il6"i.

iche, litauische, letlische, polnische und slowakischg..l"ptllt'Ïlilit
Die aus Polen nach oeutsihland eingewanderten Wölfe t'nÎ^:il;],
die Einwanderung zu einer deutschen Wolfspopulation 

19,..,:', ;i';;;;,unterfallen dahei dem strengen Schutz der FFH-R

näher Möcket/Köck (Fn. 1). Sie-he auch Wotf, ZUR 2012,33.1' .--iñicre-
16 Siehe dazu $! 3 und 4 der Verordnung dei Sächsischen Staâtsfltru"-.

riums für úmwelt und Landwirtschãfl zur *","t:';l,:f,",:cu:['|/i;;,¡
cher Vorschriften v.27.8.2017, SächsGVBl. 2012, S 51i

,, llrl Í!li',:.,11,.;,Í!i;.i!l','ÎlÍ;,ii,?; å'i, r u mwe*_ u n d. Tldii#
schaft initiierten und abgestimmten ,,Managerrêrltprart tut "- '

in Sachsen", 3. Fassung 2014,5.23.
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Baclen-Wùrttemberg, die zu einem Umbau des Landesjagd-

rechts zu einem Recht des ,,l7ildtiermanagerrents" geführt und

len Artenschutz im Jagdrecht gestärkt haben.18

pie Beispiele deuten clarauf hin, dass clie I(onflikte zwischen

fiundesnaturschutzrecht und Landesjagdrecht nicht allein mit

/er I(ollisionsregel,,Bundesrecht bricht Landesrecht" (Art. 31

GG) bzw. mit Vorrangs- und Nachrangsbestimmungen im Ein-

'olf 
in

e¡öff-

Arten
/ogel-

/SRL

:stellt

Liste

d da-

:chti-

:S ZU-

n8en

zelfall 15 39 Abs. 2 Satzl. BNatSchG) zu bewältigen sind, son-

dern class Fragen der Gesetzgebungskompetenz berùhrt sind;

denn die I(ompetenzfrage ist der l(ollisionsfrage vorgeordnet.le

Vor dem Hintergrund unterschiedlicher Gesetzgebungskom-

percnzeî fùr den Naturschutz und für das Jagdwesen und insbe-

sondere vor dem Hintergrund eines erschöpfenden und abwei-

chungsfesten Rechts des Artenschutzes stellt sich die Frage, ob

und inwieweit der Landesgesetzgeber streng geschützte Arten,

fur clie das Artenschutzrecht eine Bejagung grundsätzlich nicht

erolfnet hat, dem Jagdrecht unterwerfen darf. Genügt es, wenn

der Landesgesetzgeber daber für die Ausübung des Jagdrechts
die Vorgaben des (europâisch überformten) Artenschutzrechts

beachtet, also nicht in einen Normwiderspruch gerät, oder ist er

insgesamt gesperrt?20 Die Frage stellt sich umso dringlicher, als

es in verschiedenen Bundesländern Überlegungen gibt, Arten-

schutz wesentlich über clas Jagclrecht zu verfolgen.2l Die Frage

stellt sich aber auch, weil der sog. ,,jagclrechtliche Artenschutz"

raditionell zum Jagdrecht gehört und vom abweichungsfesten

naturschutzrechtlichen Artenschutz abzugrenzen ist.

Der Verfassungsgesetzgeber ist bei cler Föderalismusreform

2006 davon ausgegangen, dass es sich bei Jagd und bei Natur-
schutz um getrennte Rechtskreise handelt und dass das ,,Recht
des Artenschutzes nicht den jagdrechtlichen Artenschutz (um-

fasst¡" .22 Ob diese Auffassung zttrifft, ist umstritten .23 Daratf
wircl noch zurückzukommen sein. Klärungsbedürftig ist jeden-

falls, wann eine Regeiung als eine artenschutzrechtliche Rege-

lung zu qualifizieren ist; denn wenn der Verfassungsgesetzgeber

Abweichungen vom Bundesrecht für das Recht des Artenschut-
zes nicht zulässt, ist der Landesgesetzgeber bei erschöpfenden

Bundesregelungen gesperrt. Dies hat dann Auswirkungen auch

auf mögliche Länderkonzepte, Artenschutz mir Mitteln des

Jagdrechts zu gewährleisten.

Von der Gesetzgebungskompetenz zu unterscheiden ist die
t4. Kompetenz zur Ausführung der Bundesgesetze. Gem. Art.83

;.83-

GG führen die Länder die Bundesgesetze als eigene Angelegen-

heit aus, soweit das Grundgesetz nichts anderes bestimmt oder
zulässt. Die Länderkompetenz zur Ausführung der Bundesge-

setze ,,als eigene Angelegenheit" umfasst auch die Organisati-
onsgewalt,2a also die Einrichtung der Behörden und das Verwal-
tungsverfahren (Art. 84 Abs. 1. Satzl GG). Inwieweit die Einbe-

ziehung neuer Akteure bei der Ausführung der Bundesgesetze

durch Landesrecht, also etwa die Einbeziehung der Jäger in das

Artenschutzmanagement für den besonders und streng ge-

schützten'Wolf (wie es sich im Sächsischen Managemenrplan für
den lü/olf andeutet), als flankierendes ,,Organisationsrecht" im
Sinne der Art. 83 ff. GG25 oder als Sachregelung im Sinne der

Art. 70 ff. GG zu qualifizieren ist, bedarf in diesem Zusammen-

hang ebenfalls der Untersuchung.

Köck, 7ui Abgre nzurrg der Cesetzgebuirgsl<oiroetenzen I ,AU FSAîZ Ê

In verfassungsrechtlicher Hinsicht erscheinen nach alledem
die folgenden Fragen klärungsbedürfrig:
-: rWie sind die Gesetzgebungskompetenzbereiche Naturschutz

und Lanclschaftspflege einerseits sowìe Jagdwesen anderer-

seits voneinander abzugrenzen? 'Síie ist insbesonclere der sog.

,,jagdrechtliche Artenschutz" vom Recht cles Artenschutzes

abzugrenzen?

,; Sind die Artenschutzregelungen des BNatSchG (,,natur-

schutzrechtlicher Artenschutz") als eine erschöpfende Bun-

desregelung zu qualiÍizieren, die den Landesgesetzgeber gene-

rell sperren und ihm insbesondere auch keine Möglichkeit ge-

ben, lediglich nachvollziehende eigene Regelungen zu treffen?
1ü/as sind abweichende Regelungen im Sinne von A.rt.72
Abs.3 GG?

:r Soweit das Artenschutzrecht des Bundes als eine erschöp-

fende Regelung anzusehen ist: Ist der Landesgesetzgeber da-

ran gehindert, durch jagdrechtliche Regelungen die Jäger-
schaft in die gesetzesausführende Aufgabe des Artenschutzes

für streng geschützte Arten einzubeziehen? Soweit eine a¡ren-

schutzimplementierende Landesregelung grundsätzlich ver-

fassungsrechtiich zulässig sein sollte: lüelche Anforderungen
sind an eine solche Regelung zu stellen?

B. Die Abgrenzung der Kompetenztitel Naturschutz/
Landschaftspflege und Jagdwesen, ¡nsbesondere
im Hinblick auf den Artenschutz

l. Grundlagen, insbesondere Auslegung von
Kompetenznormen und Zuordn ung zu
Kompetenztiteln

Die I(ompetenztitel Naturschutz/Landschaftspflege und Jagd-
wesen fallen beide in den l(ompetenztyp der konkurlierenden
Gesetzgebung des Bundes mit Abweichungskompetenz der Làn-
der. Allerdings gilt für den I(ompetenztitel Narurschutz/Land-
schaftspflege, dass u.a. der Gegenstand ,,Recht des Artenschut-
zes" in die sog. ,,1(ernkompetenz" (Vorranggesetzgebung) des

Bundes fällt, mit der Folge, dass ein (erschöpfendes) Gebrauch-

machen durch den Bund eine Sperrwirkung für die Landesge-

setzgebung auslöst.26

18 Siehe das Baden-Württembergische jagd- und Wildtiermanagement-
gesetz v. 12.11.2014, CBI BW 2014,5.550.Siehe dazu auch Brenner,DOY
2014,232,235ff.

19 Vgl. Pieroth, in: JarasslPieroth, 12. Aufl. 2012, zu Art. 31 Rn. 3 m.w.N.
20 So etwa Brocker, NUR 2000, 3O7,31O. Die Cegenansicht vertritt G/aser,

NUR 2002 439,442.
21 Neben Sachsen und insbesondere Baden-Württemberg (siehe Fn.18)

sei hier auf den Cesetzgebungsprozess in NRW für eine Novelle des
Landesjagdgesetzes zu einem ökologischen Jagdgesetz hingewiesen
(siehe den Cesetzesentwurf v. 24.11.2014; dazu auch das Rechtsgut-
achten von Dünchheim, Das ökologische Jagdgesetz NRW und dessen
Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz, erstattet dem Ministerium für
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Naturschutz und Verbraucher-
schutz des Landes NRW im März 20'15; erscheint bei Nomos).

22 Vgl. die Begrtindung zur Föderalismusreform in BT-Drs. 16/813, 5.11.
Siehe dazu auch Glaser, NuR 2002 439, 442.

23 Ablehnend etwa Meyer, Die Föderalismusreform 20O6, 2008, 5.174
siehe auch Chandna, Das Abweichungsrecht der Länder gemäß Art.72
Abs. 3 CC, 2011, S.128.

24 Vgl. etwa Dittmann, in: Sachs, CG, 7.Aufl. 2014, zu Art.83 Rn.6.
25 Siehe dazu Dittmann, in: Sachs (Fn.2a), zu Art.83 Rn.8.
26 Vgl. statt vieler Pieroth, in: JarasslPieroth (fn. +), zu Art. 72 Rn. 3 ff.
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Für die I(ompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern in
der Gesetzgebung gilt, sieht man von den Abweichungsrechten
ab, das Verbot von Doppelzuständigkeiten und Zuständigkeits-
überschneidungen.zT Demgemäß stellt Rengeling im HdbStR
fest: dass ,,Bund und Länder denselben Gegenstand in unter-
schiedllcher S7erse regeln können, ist dem System der verfas-

sungsrechtlichen l(ompetenznormen fremd und wiederspräche

ihrer Abgrenzungsfunktion".2s Diese Aussage gilt auch mit
Blick auf die ,,I(ernkompetenz" des Bundes (Vorranggesetzge-

bung) als Grenze der Abweichungsgesetzgebung der Länder,
d.h. auch hier ist eine ,,Doppelzuständigkert" ausgeschlossen

und muss eine Zuordnung zur ,,Kernkompetenz" (hier konklet
das ,,Recht des Artenschutzes" innerhaib des l(ompetenztitel für
den Naturschurzes und die Landschaftspflege) oder zur Abwei-
chungskompetenz der Länder (hier insbesondere für das Jagd-
wesen) erfolgen.

Bei der ,,Kompetenzqualifikation"2e geht es zum einen um die
Inhaltsbestimmung von Kompetenztiteln durch Auslegung der
I(olrpeLenznor¡rr3o und zum anderen um die kompetenzrechtli-
che Zuordnung einer Regelung nach Gesetzeszweck, Spezialität

und Schwerpunkt dieser Regelung.3l

1; Auslegung der Kompetenznormen

Für die Auslegung von l(ompetenznormen kommt es zunächst
darauf an, ob die l(ompetenzmaterie ,,faktisch-deskriptiv" oder
âbeL,,normativ-rezeptiv" in den Kompetenznormen verankerr
worden ist, weil bei einer normativ-rezepriven Umschreibung
der I(ompetenzmateric die nr,rrrnativerr Strukturen und die histo-
rische Entwicklung dieser Strukturen den Inhalt der Komperenz
bestimmen.32

Sowohl beim l(ompetenztitel,,Narurschutz und Landschafrs-
pflege" als auch beim Kompetenztitel ,,Jagdwesen" handelt es

sich im Ausgangspunkt um eine ,,faktisch-deskriptive" Be-

schreibung der Materie. Etwas anderes gilt allerdings mit Blick
auf die Abweichungsrechte; denn die sind in der Verfassung mit
Blick auf die hier interessierenden Bereiche normativ-rezeptiv
bestimmt (,,Recht des Artenschurzes" einerseits und ,,Recht der

Jagdscheine" andererseits). Dies spricht dafür, dass der Verfas-
sungsgesetzgeber das im Zeitpunkt der Föderalismusreform be-

stehende naturschutzrechtlich r adizíerte,, Recht des A¡tenschut-
zes" in Bezug nehmen und abweichungsfest stellen wollte (näher

unten C.).

Bekanntlich kommt in der Verfassungsinterpretation33 der
historischen Interpretation eine besondere Bedeutung zu.3a Mit
Blick auf faktisch-deskriptive I(ompetenztitel schreibt Degen-
hart:35

,,Soweit die Kompetenznorm ihren Gegenstand faktisch-de-
skriptiv bezeichnet, durch Bezugnahme insbesondere auf ,,Le-
bensbereiche", erlangt der Gesichtspunkt der Tradition dann
Bedeutung, wenn in der normativen Entwicklung der Kompe-
tenzmaterie bestimmte Regelungskomplexe ihr stets zugerech-
net worden sind; hier wird dann vermutet werden, dass von der
Entscheidung des Verfassungsgebers, einen bestimmten Lebens-
bereich, z.B. die ,,Telekommunikation", dem Bund zuzuweisen,
jedenfalis diejenigen Regelungsbereiche umfasst sein sollten, die

vom Verfassungsgeber als wesentliche Inhalte der l(ompeten
materie vorgefunden worden waren. Eine Bindung des komp
tenzausfüllenden einfachen Gesetzgebers an bestimrnte norr¡
tive Strukturen der l(ompetenzmaterie wircl ¡edoch regelmäß

nicht in Betracht kommen."

Für unsere Fragestellung erwächst daraus die Aufgabe, 6

normative Entwicklung der,,Lebensbereiche",,Jagdweser
und ,,Naturschutz/Landschaftspflege" in den Blick zu nehme

um Aussagen darüber treffen zu können, ob bestimmte Reg

lungskomplexe, insbesondere auch das Verhältnis von naru
schutzrechrlichem und jagdrechtlichem Arrenschutz betreffen
zur einen oder anderen Materie gehört (dazu unten III.).

2. Zuordnung zu Kompetenztiteln

,,Die Zuordnung einer bestimmten Regelung zu einer l(omp
tenznorm geschieht anhand von unmittelbarem Regelungsg.

genstand, Normzweck, l7irkung und Adressat der zuzuo¡dnel

dcn Norm sowic dcr Vcrfassungstradition. (...) Allerdings dü
fen einzelne Teiiregelungen eines umfassenden Regelungskon

plexes nicht aus ihrem Regeiungszusammenhang gelöst und fi
sich betrachtet werden. Nebenregelungen im Verhältnis zu ein,

Hauptmaterie teilen deren kompetenzmäßige Zuordnung. (..

Die Zuordnung zu einem hesrimmten l(ompetenzritel wircl au

geschlossen durch einen überwiegenden Sachzusammenhar

mit anderen Sachkompete nzen" .36

Die vorstehenden Befunde von Degenhart, die im \Jüesenti

chen aus der Rechtsprechung des BVerfG gewonnen worde
sind, geben die notwendige Orientierung, un'ì Aussagen darübt
machen zu können, ob die Aufnahme einer artenschutzrechtlic

nicht jagdbaren Art auf eine landesrechtliche Liste jagdbarer A.

ten kompetenzgerecht erfolgt ist und ob eine mögliche ,,ner

Jagclpolitik" des ,,Artenschutzes qua Jagclrecht" dem Kompr

tenztitel des Jagdwesens zugeordnet werden kann oder in de

I(ompetenztitel des Naturschutzes gehört (dazu unten III.).

ll. Zur normat¡ven Entwicklung der Lebensbere¡che
Jagdwesen und Naturschutz

Die I(ompetenztitel des Jagdwesens und des Naturschutzes un

der Landschaftspfiege waren im Zeitpunkt der Verabschiedun
des GG bereits einfachgesetzlich durch einen l(reis jagdrechtl

cher und naturschutzrechtlicher Themen vorgeprägt.
Insbesondere das Reichsjagdgesetz (RJagdG) aus dem Jahr

L934,37 das fachlich auf die Preußische Gesetzgebung au:

27 Vgl. Degenhart, in: Sachs (Fn.4), zu Art.72 Rn.7.
28 Vgl. Rengeling, in: lsensee/Kirchhof HdbStR, Bd. Vl,3.Aufl.20OS, $13

Rn.41; larass, NVwZ 1996,1041. Siehe aus der Rspr. des BVerfG etw
BVerfCE 67,299,321 = NJW 1985,371.

29 Jørass, NVwZ 2000, '1089.

3O Degenhart, in: Sachs (Fn.4l,zu Art.70 Rn.51ff.
3'l Degenhart, in: Sachs (Fn.4),zu Art.70 Rn.57ff.
32 Vgl. Degenhart, in: Sachs (Fn.4), zu Art. 70 Rn. 53 f.
33 Näher dazu Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschlant

Band ll, 1980, S.607ff.
34 Vgl. BVerfGE 106, 62, 195; E 1O9, 19O, 215ff.
35 ln: Sachs, GC, 7.Aufl. 2014, zuArt.70, Rn.55.
36 Degenhart, in:Sachs (Fn.4), zu Art.70 Rn.5Z 59,60, jeweils mit Nacl

weisen auf die einschlägige Rechtsprechung des BVerfG.
37 Siche das Reichsgesetzblatt v. 4.7.1934,5.549.
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þaute,38 hatte die Themen normativ aufgegriffen, clie traditionell

xur lagd gehörten bzw. normativ in einem engen Sachzusam-

¡nenhang mit der Jagd stehen, wie z.B. die Regelung der Befug-

nisse, die mit der Jagd verbunden sind ($ 1 RJagdG), dìe Festle-

gung cles l(reìses der jagdbaren Tiere (des \{/ildes) ($ 2 RJagdG

und RJagdVO), die Festlegung der Voraussetzungen zur Aus-

¡ibung der Jagd und cler Art und rü/eise der Jagdausübung, clie

Grundsätze über die Erhaltung eines vernünftigen \ffildbestan-

des (S 4 RJagdG) oder die Befugnisse für den Jagdschutz
($S 39ff. RJagdG) und die ÏTildschadensverhùtung (SS 41ff.

RJagclG).

Auch für die Bestimmung des l(ompetenztitels ,,Naturschutz

und Landschaftspflege" kann im Ausgangspunkt auf normative

Vorprägungen sowohl im Landes- als auch im Reichsrecht zu-

rückgegriffen werden. Vorreite¡ wa¡ Hessen. Das Hessische Na-

turschutzgesetz stammt vom 14.10.19313e und zielte auf den

Schutz seitener oder schonungsbedürftiger Tier- und PÍIanzenar-

ten, den Schutz von Naturdenkmäleln und deren Umgebung so-

wie den Schutz des Landschaftsbildes (Art. 1 HessNatSchG-

1931). Es ist allerdings clas einzige vorkonstitutionelle Natur-
schutzgesetz auf Landesebene geblieben;ao denn schon wenige

Jahre später wurde mit clem Reichsnaturschutzgesetz vom
| 26.6.193541 (RNatSchG) ein einheitlicher Rechtsrahmen fiìr

den Naturschutz geschaffen. Artenschutz, Schutz von Natur-
denkmalen und ihre Umgebung, Pflege des Lanclschaftsbildes

uncl die Möglichkeit der Ausweisung von Schutzgebieten bilde-
ten den wesentlichen Kanon der Themen dieses Gesetzes.

Mit Blick auf das Verhältnis von einfachgesetzlichem vorkon-
stitutioneilen Reichsjagd- und Naturschutzrecht ist festzustel-

len, dass der Naturschutz/Artenschutz sich nicht auf ¡agdbare
Arten erstreckte. In $ 1Satz2 RNatSchG hieß es:

,,Der Naturschutz im Sinne dieses Gesetzes erstreckt sich auf
a) Pflanzen und nichtjagdbare Tiere,

b) Naturdenkmale und ihre Umgebung,

c) Naturschurzgebiete,

d) Sonstige Landschaftsteile in der freien Natur;
deren Erhaltung wegen ihrer Seltenheit, Schönheit, Eigenart

oder wegen ihrer wissenschaftlichen, heimatlichen, forst- oder
jagdlichen Bedeutung im allgemeinen Interesse liegt. "

Und im g 2 des RNatSchG hieß es:

,,Der Schutz von Pflanzen und nichtjagdbaren Tieren erstreckt
sich auf die Erhaltung seltener oder in ihrem Besrande bedrohter

. 
Pflanzenarten und Tierarten (. . .) ".
, Alles, was jagdbar war, unterlag damit im vorkonstitutionel-
len Reichsrecht den Regein des Jagdrechts und war der Hege-
pflicht und der Bestandspflege (g 4 RJagdG), überantworrer.
Der Naturschutz erstreckte sich nicht auf Arten, die jagdbar wa-
ren. Umgekehrt aber durfte von naturschutzrechtlichen Instru-
menten insbesondere auch im Interesse der Jagd Gebrauch ge-

macht werden (siehe auch $ 5 RNatSchG: Unterschutzstellung
sonstiger Landschaftsteile im Interesse der Niederjagd).

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der Lebensbereich
des Jagdwesens normativ vorgeprâgt ist durch einen festen Ka-
non von Themen und dass insbesondere die uns hier interessie-
rende Festlegung des I(reises der jagdbaren Tiere, aber auch die
Hegeverantwortung fùr die jagdbaren Tiere, sowie die Regeln

í(öck, .Zr.¡r /tbgr.enzr-rrrg der Ceseizgebungsl<ompeienzerr | ,A iJ i- 5 A,T Z E

über das Aufsuchen, Nachstelien, Erlegen und Fangen jagdbarer

Tiere zu den Themen gehört, die dem Verfassungsgeber bei der
Verwendung des Begriffs Jagdwesen bekannt waren und die er

vorausgesetzt hat.az Entsprechend geht auch clie verfassungs-

rechtliche Literatur davon aus, dass der Verfassungsgeber des

GG an diese Traclition anknüpfen wollte.a3Ausdrücklich wircl in
cliesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass nicht nur das

Individualrecht auf Ausübung der Jagd, sondern ,,alle Regelun-
gen über die im Zusammenhang mit der Jagd stehenden Fragen"
in den l(ompetenzbereich des Jagdwesens falien.aa

Demgegenüber findet sich ftr den Lebensbereich des Narur-
schutzes und der Landschaftspflege keine vollkommen einheitii-
che normative Vorprägung. \Vährend das RNatSchG die jagd-

baren Arten von vorn herein aus dem Naturschutz ausgeklam-
mert und die jagdliche Nutzung dariiber hìnaus als ein gesetzli-

ches Motiv der Unterschutzstellung anerkannt hat, erfasste das

Hessische Naturschutzgesetz alle seltenen und wildlebenden
Tierarten. Eine Unterschutzstellung von Landschaftsteilen um
der Verbesserung der Jagd willen war kein expliziter Zweck des

La ndesnaturschutzgesetzes.

Ftr die Inhaltsbestimmung des l(ompetenztitels,,Narurschutz
und Landschaftspflege" folgt daraus, dass wegen uneinheitli-
cher normativer I(onzepte die Regelungsgegenstände des

RNatSchG nicht geeignet sind, den I(ompetenzbereich abzuste-

cken und dass clie V/eichenstellung zwischen RJagdG und

RNatSchG nicht prägend für clie Abgrenzung der beiden l(om-
petenztitel geworden sind.

Heute besteht Einigkeit darüber, dass zum Naturschutz und

zur Landschaftspflege ,,die gesamte Materie des Schutzes, der

Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft" versranden

wird,as dass clazu auch der Artenschutz im Sinne der Erhaltung
der Vielfalt wildlebender Pflanzen und Tiere gehörta6 und dass

der I(ompetenztitel nicht nur auf die Abwehr von Gefahren für
Naturhaushalt und Landschaft zieIt, sondern auch die positive
Beeinflussung und Gestaltung im Sinne eines Entwicklungsna-
turs chutzes einb ezieItt..aT

38 Der nationalsozialistische Einfluss auf die Regelungen des Reichsjagd-
gesetzes blieb gering, sieht man von der Präambel zum Cesetz sowie
der lnstitution und der hierarchischen Struktur des ,,Jägermeisters"
mit dem ,,Reichsjägermeister" an der Spitze ab; dazu ausführlich 6oe-
ser, Entstehungsgeschichte des Bundesjagdgesetzes, Wissenschaftli-
che Dienste des Deutschen Bundestages (Reg.-Nr. WF V C 192/03),
2004; siehe auch Metzger, in: LorzlMetzger/Stöckel, Jagdrecht Fische-
reirecht - Kommentar, 4. Aufl. 2011, Einleitung zum BJagdC, Rn. 5.

39 Hess. Regierungsblatt 1931, 5.225.
40 Vgl. Wolf,NuR2013,1,3, der zur Begründung der spãrlichen Gesetzge-

bungstätigkeit auf Landesebene auf Kompetenzkonflikte zwischen
Kultus- und Landwirtschaftsministerien verweist.

41 Reichsgesetzblatt, Teil l, 1935, 5.208.
42 Vgl. Maunz,in: Maunz/Dürig, CG-Kommentar, 25. Lieferung, zu Art.75

Rn.118.
43 Maunz, a.a.O., Rn.118; Kunig, in: v. Münch/Kunig, 6G-Kommentar,

6. Aufl.2O12, zu Art.74 Rn.117; Sannwald, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein/
Hofmann/Hopfauf, C6-Kommentar, 12.Aufl. 2011, zu Art.74 Rn.331;
Oeter, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, CC-Kommentar, 6. Aufl. 2010, zu
Art.74 Rn. 181; Degenhart, in: Sachs (Fn.4), zu Art.74 Rn.121; Haratsch,
in: Sodan, Beck'scher Kompakt-Kommentar zum CC, 2011, zu Art.74
Rn. 62.

44 Vgl. statt vieler Maunz,in: Maunz-Dürig (Fn.a2), zu Art.75 Rn.118.
45 Wolf, NuR 2013, 1, 6.
46 Vgl. elwa Sannwald, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein (Fn.a3), zu Art.74

Rn.340; Wolf NuR 2013,1, 6.
47 Vgl. etwa Kunig, in: v. Münch/Kunig (Fn.43), zu Art.74 Rn. 118.
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Dies ist auch die gelebte Verfassungspraxis. Schon die Anfang
der Siebziger Jahre in den meisren Bundesländern geschaffenen
Landesnaturschutzgesetzc,as aber auch das erste Bundes¡ratur-
schutzgesetz vom 20.1,2.1.976ae erÍasste in seiner Zielsetzung
und auch in seinem arrenschutzrechtlichen Abschnitt aile wild-
lebenden Tiere (und Pfianzen), also auch die jagdbaren Tiere
($ 1 und SS 20 f. BNatSchG-1976). Dariber hinaus waren be-
stimmte wildlebende Tiere (und wildwachsende pflanzen) unter
besonderen Schutz zu stellen, wenn dies aus bestimmten, vom
Gesetz festgelegren, Gründen erforderlich war ($ 22 BNatSchG-
1976). Die jagdliche Nutzung bildete nun keinen besonderen
Schutzzweck des Naturschutzes mehr. Zwar war imZtelkatalog
des BNatSchG 1976 auch die ,,Nurzungsfähigkeit der Naturgü-
ter" angesprochen, aber bezogen auf die ,,Lebensgrundlagen des
Menschen und als Voraussetzung für seine Erholung in Natur
und Landschaft" (g 1 BNatSchG 1976).

Die grundlegenden Reformen des Artenschutzrechts (sog. Ar-
tensclrutznovelle 1987¡so und insbesondere der durch die FFH-
Richtlinie der EU ausgelöste Umbau des nationalen Narur-
schutzrechts zu einem sehr umfassenden strengen Artenschutz,5l
führten schließlich dazu, das Recht des Arrenschurzes in seiner
bestehenden normativen Ausformung im Zuge der Föderalis-
musreform in die I(ernkompetenz des Bundes zu überführen
(dazu näher unten IV.). Ein ieitendes Motiv dafür war die er-
kannte Notwendigkeit einer effizienten Umsetzung europäi-
schen Naturschutzrechts in die nationale Rechtsordnung.52

lll. Schutz und Nutzung als prägende Gesichtspunkte
für die Zuordnung

Die bisherige Unrersuchunghat zu dem Ergebnis geführt, dass
der Artenschutz, versranden als Erhaltung der Vielfalt wildle-
bender Pflanzen und Tiere, zum Kompetenzrirel des Naturschut-
zcs und cler Landschaftspflege gehört und dass die .bestlegung
jagdbarer Arren sowie die Hege- und Bestandssicherungspflich-
ten für die jagdbaren Arren zum I(ompetenztitel des Jagdwesens
gehören. I)ie Abgrenzung zwischen Narrrrschutz und Jagd ver-
läuft aber nicht mehr wie im vorkonstitutionellen Recht an der
Festlegung der jagdbaren Arten. Vielmehr ersrreckt sich der Ar-
tenschutz als Teilelement des Naturschutzes auf aile unter
Schutz gestellten Arten. Die vom Verfassungsgesetzgeber be-
hauptete ,,Trennung der Rechtskreise,,53 hält einer rechtshistori-
schen Überprüfung nicht srand. Einen Exklusivbereich des jagd-
rechtlichen Artenschutzes, der es den Lände¡n ermöglichen
würde, die Sperrwirkilngen, die das Recht des Artenschutzes für
die Länder auslöst, zu untergraben, kann es unter dem Grundge-
setz nicht geben.

Die Zuordnung einer Regelung zu einem l(ompetenztitel be_

stimmt sich, wie bereits dargelegt, anhand des unmittelbaren
Regelungsgegenstandes, des No¡mzwecks, der'lflirkung und des
Adressaten der 2uzuordnenden Norm sowie der Verfassungstra-
dition.sa

In der Literatur wird das Jagdwesen als ein l(ompetenzbereich
verstanden, in dem es im I(ern um die ,,Ermöglichung, Regelung
und Begrenzung von Jagd" geht,ss mit anderen Worten: um die
Nutzung de¡ Umwelt und nicht um den Schutz der Umwelt.i6

58

59

60

61

,,Das Jagdrecht ist im rechtlichen I(ern ein Recht cler \¿¡1
nutzung und von daher - wie das Landwir.tschaftsrecht _ v,
der eigentumsrechtlichen Seite her konzipiert.,,sz

Die Identifizierung eines I(ompetenztitel-I(erns schrießt ¡an
ständige, aber in einem Sachzusammenirang zum Kern stehen(
Themen nicht aus der Regelungskompetenz aus.5s So isr unur
stritten, dass zum Jagdwesen auch die Bestandssicherung dur,
Hege u.ä. gehört. Dies drückt sich auch in der Feststeilung d
Verfassungsgebers der Föderalismusreform aus, dass der 56

,,jagdrechtliche Artenschutz" zvm Kompetenztitel des Jagdw
sens und nicht zum l(ompetenztitel des Naturschutzes gehört.
Der jagdliche Arrenschurz ist aber dadurch charakterìsìert, da
er auf die nachhaltige Nutzbarkeit des \lilcles gerichtet ist. Hei
und ggf. Fütterung sind demgemäß kein Fremdkörper des Jag
wesens, sondern eine Bedingung der Nutzung. Mehr als die
Facetten umfasst der sog. ,,jagdrechtliche Artenschutz,, nicl
Mit dem Artenschutz im eigentlichen Sinne, also den Anstrel
gungen zum Schutz bedrohter, potenziell bedrohter, selten,
oder endemischer Arten,60 hat das nichts zu tun. M.a.\X/.: d,
sog. ,,jagdrechtliche Arrenschurz" serzr die tarsächliche Jagr
barkeit voraus. Ob eine Arr jagdbar ist, ergibt sich aber nicl
aus der jagdrechtlichen Entscheidung über die Aufnahme einr
Art in die Liste der jagdbaren Arren und envaiger Schonzeiter
sondern aus der vorausliegenden artenschutzrechtlichen En
scheidung über Schutz und Bejagungsmöglichkeit.

Je mehr bei einer Regelung zur Aufnahme von Arten in dr

Liste der jagdbaren Arten der Schutz einer Art (im Sinne des e
gentlichen, naturschutzrechtlich-radizierten, Artenschutzes) ir
Zentrvm sreht und clie Möglichkeit der jagdlichen Nutzung dir
ser Art an den Rand gedrän gt bzw. auf die (stets ungewisse) Zr
kunft verwiesen wird, desto eher muss die Zuordnung einer so

chen Regelung zum Bereich des Naturschurzes erfolgen, we
Zweck und líirkung der Regelung dann für den Naturschut
sprechen.6l I(onsequenzen ergeben sich daraus allerdings nur ir
Verhãltnis der Gesetzgebungsrechte zwischen Bund und Lär
dern. Soweit es um die Gesetzgebung des Bundes geht, spielt e

kcine Rolle, ob eine Alrclschurzrcgelung in das BNaTScLG ode

in das BJagdG platziert wird, weii der Bund in umfassende
\Øeise über beide Komperenzen verfügt und es ihm - unter'$íah

48 Vgl. dazu Wolf, NuR 2013, 1,4. tn der DDR ist bereits 1954 eine gesetzli
che Crundlage für den Naturschutz geschaffen worden; ult. Wo¿
ebenda.

49 BcBl. I 1976,5.3574.
50 v 12.3.1987, BCBI. t, S.889.
5l Dazu näher Möckel/Köck (Fn. l).
52 Vgl. die Gesetzesbegri.indung zur Föderalismusreform in; BT-Drs. 16

813, 5.8 (,,51ärkung der Europatauglichkeit',); siehe auch Schulze-Fie
litz, NVwZ 2007, 249, 250; Kotulla, NVwZ 2002 489; Fischer-Hüfile
NuR 200J 78; ferner: Koch/Krohn, NuR 2004, 277,278.

53 Vgl. BT-Drs. 16l813, S.11.
54 Degenhart, in: Sachs (tn.4), zu Art.70 Rn.57ff.
55 Vgl. Kloepfer, NuR 2006,1,5.
56 Vgl. Kloepfer, ebenda: ,,lm Kern ist die Jagd Umweltnutzung, nich'

Umweltschutz."
57 Czybulka, NuR 2006, 7f.

Vgl, Degenhart, in: Sachs (Fn.4), zu Art.70 Rn. 59.
Vgl. BT-Drs. 161813, S.11.
Siehe dazu nur die Erwägungsgründe und die Begriffsverwendunger
in der FFH-RL, z.B. Art. l lit. g).
A.A. Wolf, NUR 2014, 463, 467f., der von einem úberschneidungsbe
teich beider Kt-rrrrpetenztltel ausgeht und Widerspri.iche durch Anwen
dung kollisionsrechtlicher 6rundsätze lösen will.
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rung der Grundrechte - freisteht, seine Artenschutzkonzeption

ip einzelne Nutzungsfachrechte, etwa Jagd, aber auch Land-

¡nd Forstwirtschaft oder Fischerei, zu integrieren.

\)Øenden wir die vorstehenden Überlegungen auf unseren Fall

der Aufnahme des \ü/oifes in die Liste der jagdbaren Arten im

Freistaat Sachsen an, so fällt - trotz der unmittelbaren Anknüp-

fing an den Regelungsgegenstand des Jagdrechts - die Zuord-

nung zum Naturschutz (Artenschutz) eindeutig aus, weil die

Aufnahme des Wolfes in die Jagdliste einztg Schutzwirkungen

für den rü/olf entfaltet:62 Eine Bejagung des -ü/olfes lässt das Ar-

tenschutzrecht nicht zu; selbst eine ausnahmsweise mögliche

Entnahme kommt angesichts des Erhaltungszustandes auf ab-

sehbare Zeit nicht ernsthaft in Betracht.63 Nicht nur mit Blick

auf die objektive Regelungswirkung, sondern auch im Hinblick
auf die Motivlage ist die Zuordnung zum Artenschutz eindeutig:

In dem auf fachlichen Grundlagen des BfN beruhenden, vom

Freistaat Sachsen initiierten und (mit)verantworteten Manage-

mentplan zum Schutz des ril/olfes heißt es, dass nunmehr dem

Jagclausübungsberechtigen eine besondere Verantwortung zum

Schutz des \)íolfes zukommt.6a Auch die zeitlich naheatparallele

Noveliierung des Sächsischen Jagdgesetzes6s verfolgte wesent-

lich eine artenschützende I(onzeption, indem das \lildtiermoni-
toring in das Jagdgesetz irnpiementiert worden ist (S 3 Abs.2
SächsJagdG). Dass es dem Sächsischen Gesetzgeber um den

Schutz des \)Tolfes ging, darauf deutet auch die Pressemitteilung

des Sächsischen Umweltministers Frank l(upfer vom 13.7.201,I

hin, der betont hat, dass der Schutz mit Hilfe des Jagdrechts
nichts Außergewöhnliches sei, dass nunmehr 10.000 sächsische

Jäger in das Wolfs-Monitoring eingebunden werden können
uncl dass ein eigens in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten bestä-

tigt habe, dass ,,ein Schutz über das Jagdrecht möglich sei".66

Lãsst sich somit die Aufnahme cles rü/olfes in die Sächsische

Landesliste jagdbarer Arten eindeutig dem Artenschutzrecht zu-
orclnen, wäre dies bei Tierarten, fùr die das Artenschutzrecht die
Bejagung grundsätzlich ermöglicht, wie erwa bei bestimmten
Rabenvögeln,67 anders zu beurteilen . Zwar gehören Rabenvögel
gemäß g 2 Abs. 1 BJagclG nicht zu den bundesrechtlich jagdba-
ren Arten. Den Ländern stünde es aber frei, die in Anhang II der
Vogelschutzrichtlinie mit Bezug auf Deutschland genannten Ar-
ten in die Liste jagdbarer Arren aufzunehmen ($ 2 Abs.2
BJagdG).

lV. Das Recht des Artenschutzes als Kernkompetenz des
Bundes und die Abgrenzung zum sog.

,jagdrechtlichen Artenschutz"

Dass der Landesgesetzgeber in seinen gesetzgeberischen Mög,
lichkeiten, Regelungen für den Artenschutz zu treffen, begrenzt

I ist, ergibt sich auch daraus, dass der Verfassungsgeber das

,,Recht des Artenschutzes" ais eine ,,I(ernkompetenz" des Bun-
des ausgewiesen hat, deren Gebrauchmachen seitens des Bundes
die Länder sperrt.

Bei der konkurrierenden Gesetzgebung unrerscheidet das GG
¿wischen der Vorranggesetzgebung des Bundes, die auch Kern-
kompetenz genannt wird (Art. 72 Abs.1 GG), der Erforderlich-

,keitsgesetzgebung (darunter fallen alle in Art. 72 Abs.2 GG ge-

l(öck, Zr-¡r r\bgrenzung der Ceseizgebungskori'rpetenzerr I AU F5 r\ i2::-

nannten I(ompetenztitel) und der Abweichungsgesetzgebung
(Art.72 Abs.3 GG).68 Die Vorranggesetzgebung ist dadurch
charakterisiert, dass die Ausübung der I(ompetenz nicht an be-

sondere Voraussetzungen geknüpft ist. Sowohl der l(ompetenz-
titel des Jagdwesens als auch der l(ompetenzrirel des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege unterfallen cler Vorrangge-
setzgebung, cl.h. ein Erfordernis für eine Bundesregelung muss

nicht dargetan werden. Beide l(ompetenztirel unterliegen aber
grundsätzlich auch der Abweichungsgesetzgebung, d.h. eine

Bundesregelung sperrt nicht den Landesgesetzgeber in seiner
Regelung, sondern das Land darf eine eigene (abweichende) Re-

gelung setzen. Gesprochen wird insoweir auch von eìner ,,echten
konkurrierenden Zuständigkeit" bzw. einer,,doppelten Voll-
kompetenz von Bund und Ländern".6e Lediglich im Bereich der
abweichungsfesten l(erne verbleibt es bei der Grundregel, dass

der Landesgesetzgeber gesperrt ist, soweit der Bund von seiner
Befugnis Gebrauch gemacht hat. Das ,,Recht des Artenschut-
zes" markiert im Bereich des l(ompetenztitels ,,Naturschutz und
Landschaftspflege" den abweichungsfesten l(ern und damit eine

I(ernkompetenz des Bundes.

In der Verfassungsrechtsliteratur besteht Einigkeit dari.iber,
dass der Verfassungsgeber mit der Bezeichnung ,,Recht des Ar-
tenschutzes" auf das normativ einfachgesetzlich festgelegte

Rechtsprogramm der SS 40 ff. BNatSchG verwiesen hat.70 So-

weit der Bund mit diesem Normprogramm seine l(ernkompe-
tenz erschöpfend genutzt hat (dazu unten C.), ist der Landesge-

setzgeber gesperrt; ein Abweichungsrecht steht ihm nicht zu

(/,rt.72 Abs. 1 und Abs. 3 Nr.2 GG). DaratÍ, ob der Landesge-

setzgeber Regelungen trifft, die im l7iderspruch zul Bundesrege-

lung stehen, kommt es nicht an.71 Auch eine Landesregelung, die
das Artenschutzrecht des Bundes in der Sache beachtet, beinhal-
tet ein unzulässiges (und damit nichtiges) Legeferieren in einen
gesperrten Bereich. Gleiches gilt für Regelungen, dìe den bun-

62 Siehe dazu Brenner, DÖV 20i4, 235 f.: ,,(Den Ländern ist es kompetenz-
rechtlich untersagt), naturschutzrechtliche Artenschutzregelungen zu
treffen, wie sie in den 5$ 37ff. BNatSchC und damit den Bestimmun-
gen über den Allgemeinen und den Besonderen Artenschutz enthal-
ten sind, und diese gewissermaßen als jagdrechtliche auszuflaggen."

63 Siehe zu den strengen Ausnahmeerfordernissen der 1FH-RLMöckel,in
Möckel/Köck (tn.1), S. a6 ff. Die Möglichkeit der Bejagung geschützter
Arten setzt einen guten Erhaltungszustand dieser Arten voraus. Für
den Wolf ist dieser nicht gegeben. 150 Jahre lang war der Wolf in
Deutschland ausgerottet. Mittlerweile leben wieder etwa 30 Wolfsru-
del im Land, davon zwölf in Sachsen.

64 Siehe den ,,Managementplan für den Wolf in Sachsen", 3. Fassung
2014, 5. 23. S iehe d a z u auch Meye r- Rave n ste i n, i n : Lo u islMeye r-Râven -

stein, Übernahme des Wolfes in das sächsische Jagdrecht - Cemein-
sames Rechtsgutachten, Dresden, Sächsische Ministerium für Umwelt
und Landwirtschaft (SMUL), 2009, 5.26ff., der auf den Beitrag der
Jägerschaft zum Schutz des Wolfes hinweist.

65 Cesetz zur Neuregelung des Jagdrechts im Freistaat Sachsen v.
8,6.2012 (SächsCVBl. S. 308).

66 Siehe die Pressemitteilung ,,Wolf als Nachbar akzeptieren" v.13.7.2011:
http://www.med ienservice.sachsen.delmedien/news/160591.

67 Siehe Art.7 der RL 2009/147/EC über die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten iV.m. Anhang ll. Dort sind bestimmte Arten der Rabenvö-
gel (Corvidae) auch mit Bezug auf Deutschland gelistet.

68 Siehe zu dieser Trias etwa /psen, NJW 2006,2801,2803.
69 lpsen, NJW 2006, 2801,2804.
70 Vgl. elwa Degenhart, in: Sachs (tn.4), zu Art.74 Rn.123; ders., DOV

ZO1O, 422, 430., Sannwald, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein (tn.43), zu
Art.74 Rn. 34O; Haratsch, in: Sodan (Fn.  3), zu Arl.74 Rn.64.

71 Ygl. Degenhart, in: Sachs (Fn.4), zu Art.72 Rn. 38; Pieroth, in: Jarass/
Pieroth (Fn. 4), zu Art.72 Rn.11. Siehe aus der Rspr. des BVerfC:
BVerf6E 1O2,99,115; E 109, 19O,23O.
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A.U FSÀ1"2 [ l(öcl<, Zur Abgrenzu n g der Cesetzgebu n gskom peteirzen

desrechtlichen Artenschutz landesrechtlich verstârken sollen;

clenn auch schutzverstärkende Regelungen sind Abweichungen

und insoweit verfassungsrechtlich unzulässig.

Auf clen sog. ,,jagdrechtlichen Artenschutz" kann sich der

Landesgesetzgeber nur clann berufen, wenn es um gruncisätzlich

nutzbares \7ild geht, nicht aber', wenn die Aufnahme einer Tier-

art in den l(reis der jagdbaren Arten den Zweck bzw die Funk-

rion hat, den Jagdausübungsberechtigten insoweit zu einer Art
von,,Artenschutzbeauftragten" zu machen.72

C. Die Sperrwirkung der Länder für Regelungen des
Artenschutzes bei der konkurrierenden
Gesetzgebung

'l7ie 
bereits dargelegt, haben die Länder im Bereich der konkur-

rierenden Gesetzgebung die Befugnìs zur Gesetzgebung nur, ,,so-

lange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszustandig-

keit keinen Gebrauch gemacht hat" (Art.72 Abs.1 GG). Hat
der Bund demgegenüber von seiner Befugnis Gebrauch gemacht,

sind die Lâncler insoweit in ihrer Gesetzgebung gesperrt. Ein

entgegenstehendes Landesrecht ist kompetenzwidrig und clamit

nichtig, soweit nicht Abweichungsrechte bestehen (lr.t.72
Abs. 3 GG). Die Sperrwirkung tritt ein, soweit der Buncl für den

Gesamtbereich oder für einen Teilbereich eine abschließende

(erschöpfende) Regelung getroffen hat.73 Ob dies der Fall ist,

hängt von einer Gesamtwùrdigung ab.7a

In den -ü/orten des BVerfG:7s

,,Maßgeblich ist, ob ein bestimmter Sachbereich umfassend

und lückenlos geregelt ist oder jedenfalls nach dem aus Gesetz-

gebungsgeschichte und Materialien ablesbaren objektivierten
Wilien des Gesetzgebers abschließencl geregelt werden sollte.

Für die Frage, ob und inwieweit der Bund von seiner Zustàndtg-

keit Gebrauch gemacht hat, ist in erster Linie auf das Bundesge-

setz selbst, sodann auf den hinter dem Gesetz stehenden Rege-

lungszweck, ferner auf die Gesetzgebungsgeschichte und die Ge-

setzesmaterialien abzustellen. "

Von einer erschöpfenden Regelung ist grundsätzlich auszuge

hen, wenn ein Bundesgesetz bei eigener umfassender Regeiung

ausdrückliche Vorbehalte zugunsten der Landesgesetzgebung

enthält, weil damit i.d.R. ausgesagt ist, dass landesrechtliche Re-

gelungen im Übrigen ausgeschiossen sein sollen.76 Ist eine Bun-

desregelung nicht ¿ls erschöpfend zu qualifizielen, bleibt das

Gesetzgebungsrecht der Länder insoweit erhalten; ergànzende

oder lückenfüllende Regelungen durch die Länder sind dann

mög1ich.

Eine Gesamtwürdigung der Artenschutznormen des

BNatSchG lassen nur den Schluss zu, dass der Bundesgesetzge-

ber insoweit eine erschöpfende Regelung mit Sperrwirkung für
die Länder getroffen hat, weil Gesetzgebungsmöglichkeiten der

Länder ausdrückiich angesprochen sind (siehe $ 45 Abs. 7 Satz4
und 5 sowie $ 54 Abs. 10 BNatSchG) und weil das Artenschutz-

recht des Bundes (SS 37-55 BNatSchG) ein umfassendes Rege-

lungssystem bildet. Abweichungsrechte bestehen daher nicht.

Somit ist festzustellen, dass eine im 'Sflesentlichen auf den

Schutz einer Tierart zielenden oder den Schutz einer Tierart be-

wirkenden Aufnahme dieser Tierart in die Liste jagdbarer Arten

als Artenschutzregelung zu qualihzeren ist, für die dem Landes-

gesetzgeber keine Gesetzgebungskompetenz zusteht, weil der

Bund diese Materie abschließend geregelt hat. Auf seine jagd-

rechtliche l(ompetenzTT kann sich clas Land bei einer solchen,

Regelung nicht berr¡fen.

D. Die Ausführung der Bundesgesetze

Gem. Art. 83 GG führen die Länder die Bundesgesetze als eigene

Angelegenheit aus, soweit das Grundgesetz nichts anderes be-

stimmt oder zulässt. Die Länderkompetenz zur Ausführung der

Bundesgesetze ,,a1s eigene Angelegenheit" umfasst auch die Or-
ganisationsgewalt,Ts also die Einrichtung der Behörden und das

Verwaltungsverfahren (Art. 84 Abs. 1 Satz 1 GG), Die Organi-

sationsgewalt steht gem. Art. 84 Abs. 1 Satz 1 GG den Ländern

zu und schließt auch die Bestimmung mittelbarer Velwaltung

ein.7e
'!las Organisations- und Verfahrensregeln im Sinne von

Art. 84 GG im Unterschied zu Sachregelungen auf der Grund-

iage der Art.70 ff. GG sind, ist im Einzelnen noch umstritten.so

Darauf kommt es hier aber auch nicht an; denn eindeutig ist je-

denfalls, dass eine Landesbestimmung, die den lüolf als jagd-

bare Art ausweist, keine organisatorische oder verfahrensbezo-

gene Regelung ist und insofern nicht unter Art. 84 Abs. 1 Satz 1

GG subsumiert welden kann. Auch die gegenwärtigen Überle-

gungen zur ìTeiterentwicklung des Jagdrechts zu einem Recht

des rü/ildtiermanagements, wie sie von Brenner kürzlich skizziert

worden sind,sl sind Sachregelungen, clie auf Art. 70 ff. GG und

nicht auf Ausführungskompetenzen zu stützen sincl.

Dass die Länder die Möglichkeit haben, die Jâger in die Auf-
gaben des Natur- uncl Artenschutzes einzubinden, steht demge-

genüber auf einem anderen Blatt. So können beispielsweise Mo-

nitoringaufgaben mit Blick auf Frequenz und Aufenthaltsdauer

von llölfen im Reviers2 den Jagdausübungsberechtigten auch

dann übertragen oder mitübertragen werden, wenn nicht zu-

72 Zu Recht welst Brenner (DÖV 2014, 236) im Zusammenhang mit aktu'
ellen Überlegungen zur Fortentwicklung des .lagdrechts in Baden-
Württemberg hin zu einem ,,Wildtiermanagement" auf grundrechtli-
che Beschränkungen hin: ,,Das aus dem Eigentum fließende und

durch das Eigentumsgrundrecht geschützte Jagd- und Jagdaus'.
übungsrecht wird vom Nutzungs- bis zum Entwicklungsmanagement
immer mehr ausgedünnt, bis es im Schutzmanagement dann schlief3-

lich seiner Privatnützigkeit beraubt und faktisðh in der Sphäre des

naturschutzrechtlichen Artenschutzes angelangt ist."
73 Vgl. dazu BVerfC E 2, 232, 236; 32, 319, 327 | 98, 165, 300; 109, 190, 229 ;

113,348,371; siehe aus der Literatur statt vieler etwa Degenhart, in:
Sachs (Fn. 4\, zu Art.72 GG Rn.27

74 Vgl. BVerfGE 7,342,347¡ E 49,343,358; E 67, 299,324.
75 BVerfCE 109,190, 230.
76 BVerfCE 20, 238, 256; E 21,106, 115; E 24, 367, 386. Siehe aus der

Kommentarliteratur etwa Stettner, in: Dreier, Kommentar zum CtG,

2.Aufl.2006, zu Art.72 GC Rn.41f.; Degenhart, in: Sachs (Fn.4)'zu
Art.72 GC Rn.27; Llhle, in: Kluth (Hrsg.), föderalismusreform-Cesetz,
2007, zu Art.72 CC Rn.18.

77 Der Bundesgesetzgeber hat für den Bereich des Jagdwesens mit Blick

auf die Festlegung jagdbarer Arten ausdrücklich Möglichkeiten einer
Ergänzungsgesetzgebung der Länder eröffnet (! 2 Abs. 2 BJagdC); da'
rüber hinaus bestehen für das Jagdwesen umfassende Abweichungs-
rechte (Art.72 Abs.3 Nr. 1 CC).

78 Vgl. etwa Dittmann, in: Sachs (Fn.24), zu Art.83 Rn.6.
79 Vgl. Pieroth, in: JarasslPieroth (Fn.4), zu Art. 84 Rn. 1.

80 Siehe insoweit etwa Jarass, NVwZ 2000, 1089, 1091.
s1 DÖV 2014,232,736.
82 Vgl. ! 2 Abs. 6 SächsJagdVO iV.m. $ 3 Abs.7 5ächsJagd6.
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E. Zusammenfassung

Das Recht des Artenschutzes ist eine I(ernkompetenz des Bun-

desgesetzgebers und hat im BNatSchG eine abschließende Rege-

gefunden. Die Länder sind insoweit in ihrer Gesetzgebung

gesperrt. Die Länder können A¡tenschutzregelungen auch nicht

auf clen sog. ,,jagdrechtlichen Artenschutz" und damit auf die

Gesetzgebungskompetenz für das Jagdwesen stützen, weil der

jagdliche ,,Artenschutz" als Hegeverpflichtung für das auch un-

rer Artenschutzgesichtspunkten grundsätzlich jagdbare \X/i1d et-

was anderes ist als eine Artenschutzregelung.

Die gesetzgeberische Aufnahme des Wolfes in die Lisre der

jagdbaren Arten durch den Sächsischen Gesetzgeber muss a1s

Artenschutzregelung qualifiziert werden, weil sie nach der ge-

genwärtigen Gesetzeslage objektiv einzig artenschützende lü/ir-

kungen entfaltet und dies ausweislich amtlicher sächsischer Stel-

Jungnahmen auch beabsichtigt ist. Sie ist daher wegen Verstoßes

gegen Alt.72 Abs.1 i.V.m. Art.72 Abs.3 Nr.2 GG nichtig.

Prof. Dx'Wolfgøng Kõck,
Leiter des Departments Un'tweh- und Planungsrecht am
Helmhobz-Zentrunl für Umwehforschwng - IlFZ, Direl<tor
des lnstituts für Umweh- und Planungsrecht der Juristenfa-
l¿ult¿it der Uniuersität Letpzig.

Jüngste VeröffentlicbLtngen: D ie EU -Verordnwng über inuø-
siue gebietsfremde Arten, in: Nøtur und Recht (NuR) 37
(2015),73-80; Der Rechtsrahmen für die Bioökonoruie in
Deutschland, in: Die Offentliche Verwahung (DOV) 6S

(2015), 41-54 (gemeinsam mit G. Luduig, C. Tronicke und
E. Gawel); Rechtsuergleichende Studie zu Instrumenten ei-

nes nachhahigen Landmanagements. Comparatiue Law
Analysis on Instruments for Sustainable Land Manage-
ment, Nøch h altiges Landmønagement D isl<oæ s i onspøp ier
N¡. 10/2015 bttp://modul-b.nachhabiges-landmanøge-
ment. de /file a dmin/u s er _up lo ad/P où li þatio nen / Ko e cþ *et al _
20 1 5 _Recbts u er gleich ende _Studie.p df ( gemeins øtø mit J.
Bouet/S. Möckel/K. Ratb/M. Reese); Die Abwøsserabgøbe
als Instrument zur Reduzierung der Gewässerbelastung
durch Miþrouerunreinigungen, ZfV/ 54 (2015), 161-184
(gemeinsam mit E. Gøtuel); Die Ausweisung uon Hocbcuas-
serentstehungsgebieten in Sachsen, NuR 37 (2015), er-
scheint in Heft 12 (gerueinsam mit J. Maier)
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Ha n n s-C h ri sti a n Fri cke

Zum Anspruch des Nachbarn auf Einschreiten gegen
Baulärm
Anmerku ng zum Beschluss des VGH Mannheim vom 5. Februa r 2015 -
10 5 2471114.

229;l,

Der VGH Mannbeim hat in einem Beschluss uom 5.2.2015 (10
S 2471/14) richtungsweisend aufgezeigt, unter welchen Voraus-
setzungen Antuohner ein behördliches Einschreiten gegen Bau-
Idrm beansþruchen und im \Yege einer einstweiligen Anordnung
uorläufig sichern lassen þönnen. Da sich der Entscheidung all-
{emeingültige Aussagen zu Rechtsschutzfragen bei Baulärm-
honflikten entnehmen lassen, ist zu erwarten, dass der Bescbluss
aber den bier entscbiedenen Einzelfall hinøus Bedeutung erlan-
gen cuird. Im Rahmen dieses Beitrags wird dieser Beschluss des-
halb uorgestellt und bewertet.

A. Ë¡nleitung

Ès gilt mittlerweile als geklärt, dass die Richtwerte der AW
Baulärmi im Regelfall bindend sind. Der verbleibende Spiel-

,laum für Ausnahmen von der Bindungswirkung ist gering. Von
:den Immissionsrichtwerten der AW Baulârm kann nach der

Rechtsprechung des BVerwG nur dann ausnahmsweise abgewi-
chen werden, wenn die Schutzwürdigkeir des Einwirkungsbe-
reichs einer Baustelle im konkreten Fall geringer zu bemessen ist
als von der AW Baulärm vorgegeben.2 Eine verminderte
Schutzwürdigkeit in diesem Sinne kann erwa in Betracht kom-
men, wenn im Einwirkungsbereich der Baustelle eine Lärmvor-
beiastung besteht, die über dem maßgeblichen Richtwert der

AW Baulärm liegt.3

Die Richtwerte der AW Baulärm haben eine drittschützende
l7irkung.a Iü/erden diese Richtwerte unzulässig überschritten,
können sich die im Einwirkungsbereich der Baustelle wohnen-

- Abgedruckt in ZUR 2015, Heft 6, 356-361.
1 Es handelt sich dabei um die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum

5chutz gegen Baulärm.
2 BVerwC, Urt. v. 10.7.2012,7 All/11, BauR 2012, 1908-1925.
3 BVerwC, Urt. v. 1O.7.2012,7 A 11/11, BauR 2012, 1908-1925.
4 VC München, Urt. v.7.11.2005, M 8 K 05.1908, juris; VC Frankfurt, Beschl.

v.21.4.2011,8 L 858/11.F, jutis; Dziallas/Kullick, NZBaU 2011,544 (545).
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